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Öffentliche Anhörung zu dem Gesetzesentwurf der Bundesregierung „Entwurf eines 
Gesetzes zur Novellierung des Finanzanlagenvermittler- und Vermögensanlagenrechts" 
— Drucksache 17/6051 — 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
sehr geehrte Mitglieder des Finanzausschusses des Deutschen Bundestages, 

wir bedanken uns für die Möglichkeit, zu dem im Betreff genannten Gesetzesentwurf an der 
Anhörung des Finanzausschusses des Deutschen Bundestages teilnehmen zu können. Zu 
dieser Gelegenheit dürfen wir Ihnen folgende Stellungnahme unterbreiten: 

Sie finden beigefügt eine sehr ausführliche Stellungnahme unseres Verbandes an das Bundes-
finanz- sowie das Bundeswirtschaftsministerium vom 01.03.2011. Hierin haben wir eindeutig die 
Intention der Bundesregierung begrüßt, Produkte des so genannten „Grauen Kapitalmarkts" in 
die Finanzaufsicht einzubeziehen. 

Wir halten es für notwendig und angemessen, diese als geschlossene Fonds bekannten 
Finanzprodukte nunmehr einer entsprechenden Regulierung zuzuführen, ergeben doch auch 
unsere Beobachtungen aus der Praxis, dass es sich dabei um Produkte mit teilweise 
erheblichen Risiken handelt, die in Zukunft eines effizienteren Anlegerschutzes bedürfen. 

Keines unserer Verbandsmitglieder vermittelt Produkte des „Grauen Kapitalmarkts". Aus den 
nachfolgend aufgeführten Gründen wird deutlich, dass unsere Verbandsmitglieder, die in diesem 
Produktsegment ausschließlich Investmentfonds vermitteln, nicht denselben Regulierungen 
unterworfen sein sollten, wie der Vertrieb von Produkten des „Grauen Kapitalmarktes". Wir 
erlauben uns, unsere Kernargumente noch einmal wie folgt herauszustellen: 
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• Seit 1998 existiert eine Ausnahmevorschrift für den Vertrieb von Investmentfonds. Sie 
rechtfertigt sich daraus, dass Investmentfonds hochgradig regulierte und standardisierte 
Finanzprodukte darstellen und daher nicht auch noch der Vertrieb dieser Produkte durch 
eine Bundesaufsicht reglementiert werden muss. Vielmehr ist er durch die Gewerbe-
aufsichtsämter ausreichend reguliert. 

• Sowohl in der Krise des neuen Marktes vor nunmehr über zehn Jahren als auch in der 
aktuellen Finanzmarktkrise hat sich diese Ausnahmevorschrift bewährt. Bei dem 
Vertrieb von Investmentfonds kam es nie zu derart dramatischen und öffentlichkeits-
wirksamen Schäden wie z. B. bei anderen Finanzprodukten wie Zertifikaten (siehe 
Lehman-Brothers) oder geschlossenen Fonds. Totalverluste gibt es hier sowieso nicht. 

• Zwischen dem Vertrieb von geschlossenen Fonds und dem Vertrieb von Investment-
fonds ist hinreichend zu differenzieren. Es wäre unverständlich, beide Vertriebswege 
gleich zu regulieren, obwohl die Produktaufsicht über Investmentfonds deutlich strenger 
ist. Dies belegt schon die gerade dieser Tage in das deutsche Recht umgesetzte 
Richtlinie UCITS IV mit den entsprechenden Änderungen des Investmentgesetzes. 

■ Offene Investmentfonds und geschlossene Fonds sind zwei vollkommen verschiedene 
Anlagemöglichkeiten. Während sich Investmentfonds als regulierte Bankprodukte z. B. 
auch für Sparpläne eignen, handelt es sich bei geschlossenen Fonds um unternehme-
rische Beteiligungen mit deutlich höheren Risiken, hohen Anlagesummen und sehr 
langen Laufzeiten. Der Vertrieb von Finanzprodukten des so genannten „Grauen 
Kapitalmarktes" ist deutlich „gefahrgeneigter". Eine undifferenzierte Vertriebsregulierung 
für diese vollkommen unterschiedlichen Produkte ist sachlich nicht gerechtfertigt. 

Aufgrund der oben aufgeführten Kernaussagen unseres Verbandes und seiner Mitglieder 
regen wir daher an: 

> Die Regelungen des jetzigen § 34 c GewO für die Berater und Vermittler von 
ausschließlich Investmentfonds weiterhin zu belassen. 

Die Ausnahmevorschrift des § 34 c GewO hat sich in den letzten Jahren ausge-
zeichnet bewährt, nicht zuletzt auch wegen der jährlich von Wirtschaftsprüfern vor-
zunehmenden Prüfung des konzessionspflichtigen Geschäfts des Investmentfonds-
vermittlers nach § 16 der Makler- und Bauträgerverordnung. 

Der deutsche Gesetzgeber hat von der europäischen Ausnahmevorschrift des 
Artikels 3 MiFID erst vor vier Jahren bewusst Gebrauch gemacht; seitdem sind 
keinerlei Sachverhalte eingetreten, die eine andere Einschätzung für geboten 
erscheinen lassen. 
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> Die Sachkundeprüfung nicht ausschließlich durch die Industrie- und Handelskam-
mern abnehmen zu lassen, sondern hier auch andere etablierte Prüfungseinrichtun-
gen bzw. Berufsbildungswerke zuzulassen; ggf. auch Kooperationsmöglichkeiten 
gesetzlich zu etablieren bzw. zu ermöglichen. 

Zu begrüßen ist, dass der Gesetzentwurf der Bundesregierung sowie der nunmehr 
vorgelegte Diskussionsentwurf des Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 
(BMWi) für eine Verordnung zur Einführung einer Finanzanlagenvermittlungsverordnung 
auch ein abgestuftes Prüfungssystem vorsehen. Dies ist sinnvoll und richtig. 

> Eine sog. Alte-Hasen-Regelung zumindest für diejenigen Berater und Vermittler vorzuse-
hen, die bis heute in der Vermittlung offener Investmentfonds tätig sind. Es ist zu berück-
sichtigen, dass im Rahmen des gerade verabschiedeten Anlegerschutzverbesserungs-
gesetzes nunmehr eine Bestandsschutzregelung gerade für die bei lizenzierten Instituten 
beschäftigten Anlageberater eingefügt wurde. Also gerade für jene Berater, die teilweise 
Produkte mit öffentlichkeitswirksamen Schäden vermittelt haben. Unsere Verbands-
mitglieder haben diese Schäden hingegen gerade nicht verursacht!! 

Bislang wird von etwa 80.000 Vermittlern ausgegangen, die den nachträglichen Qualifi-
kationsnachweis zu erbringen hätten (wobei einige Branchenvertreter von einer höheren 
Anzahl ausgehen). Ohne eine Alte-Hasen-Regelung ist mit einer so hohen Anzahl von zu 
prüfenden Vermittlern zu rechnen, dass dies in der Praxis von den Industrie- und 
Handelskammern faktisch gar nicht bewältigt werden kann. Dies haben auch schon die 
Erfahrungen bei der Umsetzung des Versicherungsvermittlergesetzes gezeigt. 

Die Einzelheiten entnehmen Sie bitte der beigefügten ausführlichen Stellungnahme. Für Rück-
fragen und weitere Erläuterungen stehen wir Ihnen jederzeit gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

UNDESVERBAND DEUTSCHER 
ERMOGENS ERATER e.V . 
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F .edrich Bohl 	 Ernst-Markus Wirth 
- Vorsitzender - 	 Justitiar 
Bundesminister a. 

Anlage  
Unsere Stellungnahme zum Diskussionsentwurf eines Gesetzes zur Novellierung des Finanzanlagen-
vermittler- und Vermögensanlagenrechts vom 01.03.2011 






































